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Darüber, daß dem Staatsoberhaupte und beziehungsweiſe der 
Staatsregierung das Recht zuſtehe, in gewiſſen Fällen Abweichungen 
von den beſtehenden Vorſchriften zuzulaſſen, war von jeher Alles einig, 
über die Grenzen dieſes Rechtes aber find die Anfichten verſchieden. Die 
frühere Staatsrechtstheorie räumte dem Regenten ein ſehr weitgehendes 
Dispenſationsrecht ein,“) indem man davon ausging, daß, wie Mohl 
ſagt, das Geſetz zwar die Richtſchnur der Regierungshandlungen bilden, 
aber kein blindes Fatum ſein ſoll, es ſei vielmehr vou vernünftigen 
Menſchen und für vernünftige Menſchen gegeben, und müſſe alſo auch mit 
Vernunft angewendet werden. Gewöhnlich beruft man ſich hiebei auf 
die Grundſätze des ſogenannten allgemeinen Staatsrechtes, allein damit 
kommt man nicht weiter, denn über die Frage des Dispenſationsrechtes 
entſcheiden die Verfaſſungen der einzelnen Staaten, dieſe aber ſind ſehr 
verſchieden und enthalten theilweiſe gar keine Beſtimmungen hierüber. * 

Bei der Beantwortung der Frage nach den Grenzen des mehr⸗ 
erwähnten Rechtes iſt vor Allem zwiſchen Geſetzen und Verordnungen zu 
unterscheiden. Bei den letzteren findet das Dispenſationsrecht unbe- 
ſchränkt ſtatt, denn es iſt klar, daß diejenige Behörde, welche eine Ver⸗ 
fügung erlaſſen hat, auch Ausnahmen von derſelben geſtatten, ſogar ſie 
ganz aufgeben kann. f) Auders verhält es ſich bei den Geſetzen, weil 
dieſe nicht von der Regierung allein ausgehen, ſondern nur unter Mit⸗ 
wirkung der Volksvertretung zuſtande kommen. Hier iſt als oberſter 
Grundſatz das ſchon von J. H. Boehmer aufgeſtellte Prinzip maßgebend: 
Potestas ferendi leges est etiam mensura potestatis dispensandi; 
facultas dispensandi est sequela potestatis legislatoriae. Allein 
ſtreng und ausnahmslos läßt ſich dieſes Prinzip auch bei den Geſetzen 
nicht durchführen, denn im öffentlichen Rechte gibt es gar manche 
Normen, welche bei rückſichtsloſer Anwendung im einzeluen Falle zu 
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heit führen würden. Hier ſoll die Dispenſation als die ausgleichende 
Gerechtigkeit eintreten, aber freilich auch nur aus ganz beſonderen 
Gründen, denn nie darf das Dispenſationsrecht ſo häufig oder in einer 
ſolchen Weiſe ausgeübt werden, daß dadurch das Geſetz thatſächlich anf- 
gehoben oder wirkungslos gemacht würde. Aber außerdem ift die Dis- 
penſation von Geſetzen auch im öffentlichen Rechte an gewiſſe Schranken 
gebunden, und dies führt auf die neuere Staatsrechtstheorie, deren 
Grundſätze allein mit dem Begriffe eines Verfaſſungsſtaates vereinbar 
ſind. Die Bahn hat in dieſer Beziehung Gerber gebrochen, welcher auf 
den Grund eingehender Unterſuchung zu dem Reſultate gelangt: 

„Der ſtaatsrechklichen Natur des Geſetzes im modernen Verfaſſungs⸗ 
ſtaate entſpricht allein der Satz, daß nur noch in denjenigen Fällen 
dispenſirt werden kann, wo das Geſetz oder überhaupt das geltende 
Recht es zuläßt.“ ) 

Uebereinſtimmend hiemit hält Sarwey die Dispenſation 
dann für ſtatthaft, 

a) wenn das Geſetz ſelbſt ſolche Abweichungen von ſeinen Vor— 
ſchriften zugelaſſen und dem Staatsoberhaupte oder der Staatsregierung 
oder dem Reſſortminiſterium oder anderen Verwaltungsbehörden die 
Vollmacht hiezu ausdrücklich ertheilt hat. 

b) Der zweite Fall, wo Sarwey eine Dispenſation für zuläſſig 
erachtet, iſt, wenn das Geſetz ſeine Ausführung dem Ermeſſen der voll— 
ziehenden Organe des Staates, der Staatsregierung, durch Erlaſſung 
von Verordnungen, anderen Organen des Staates durch Erlaſſung von 
Vollzugsvorſchriften vorbehalten hat. *) 

Beſonders wichtig iſt die Befugniß, Ausnahmen von geſetzlichen 
Vorſchriften eintreten zu laſſen, in Beziehung auf die Rechtsgeſetze. So 
weit dieſe in das Gebiet des öffentlichen Rechtes eingreifen, kann eine 
Dispenſation im Allgemeinen nicht ausgeſchloſſen werden, wie dies ja 
bei den Strafgeſetzen täglich vorkommt, wo daun die Dispenſation den 
Charakter der Begnadigung annimmt. Dagegen kann von weſentlichen 
Vorſchriften des Proceßrechtes, welches ja auch einen Theil des öffent— 
lichen Rechtes bildet, nicht dispenſirt werden; kein Gericht könnte auf 
den Grund eines Verfahrens, bei welchem in Folge erlangter Dispen— 
ſation eine weſentliche Vorſchrift nicht beobachtet wurde, ein rechtsgiltiges 
Urtheil fallen. Im Privatrechte tritt noch die weitere Einſchränkung 
ein, daß durch die Ausübung der Dispenſationsbefugniß nie in die 
Privatrechtsſphäre Anderer eingegriffen, insbeſondere nie ein wohlerwor⸗ 
benes Recht eines Dritten verletzt werden darf. ***) 

Im Uebrigen kommen auch im Privatrechte, namentlich im Ehe— 
und Familienrechte Dispenſationen nicht ſelten vor. 
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Mittheilungen aus der Praris. 


Ein Gemeindeausſchußbeſchluß, welcher die Aufhebung einer der 
Gemeinde durch ein Ablöſungserkenntniß auferlegten Verpflich⸗ 
tung ausſpricht, begreift eine geſetzwidrige Ueberſchreitung des 
Wirkungskreiſes der Gemeinde. 
Behufs der Siſtirung von Gemeindeausſchußbeſchluſſen hat die 
politiſche Behörde kein Einvernehmen mit dem Bezirksausſchuſſe 
(in Böhmen) zu pflegen. 


Laut der Pfarrfaſſion in R. war die Stadtgemeinde R. ver- 
pflichtet, aus dem ihr eigenthümlich gehörigen Brauhauſe dem Pfarrer 
von jedem Biergebräu per 77 Eimer Guß 1 Eimer Bier und 1 Strich 
Träber unentgeltlich und ohne jede Gegenleiſtung zu verabfolgen. 

Der Gemeindeausſchuß in R. hat am 8. Mai 1873 beſchloſſen, 
dieſe Naturalleiſtungen zur Ablöſung anzumelden, jedoch dem dermaligen 
Pfarrer Adolph S., fo lange er Pfarrer in R. fein wird, den Geuuß 
dieſer Naturalgiebigkeiten gegen Rückvergütung der Ablöſungsrente zu 
belaſſen. 

Auf Grund der am 3. November 1874 über die Provocation 
der Gemeinde R. bei der Bezirkshauptmaunſchaft in P. gepflogenen 
Verhandlung wurde im Einverſtändniſſe beider Theile (Gemeinde, dann 
Pfarrer mit dem Patronatscommiſſär) der Geldwerth der abzulöſenden 
Naturalgiebigkeiten mit 77 fl. 42 kr. ermittelt, hienach das Ablöſungs— 
capital mit 1548 fl. 40 kr. berechnet und in der Grundeutlaſtungs— 
tabelle in der Rubrik „Anmerkung“ bemerkt, daß die Gemeinde R. die 
Verbindlichkeit beibehalten hat, dem dermaligen Pfarrer Adolph S., ſo 
lange er Pfarrer in R. ſein wird, die jährliche Faſſionsgiebigkeit au 
Bier und Träberu gegen Rückvergütung der jährlichen Ablöſungsrente 
per 77 fl. 42 kr. in natura ad personam zu Leiten. 

Ju dieſem Gime hat die Bezirkshauptmaunſchaft P. am 30. No- 
vember 1874, 3. 8964, das Ablöſungserkenntniß in Gemäßheit des 
böhmiſchen Landesgeſetzes vom 11. Mai 1869, L. G. Bl. Nr. 87, 
hinausgegeben, welches wegen unterlaſſener Berufung in Rechtskraft er- 
wachſen iſt. 

Ueber die Beſchwerde des Franz V. gegen die Weiterentrichtung 


tejer Naturalgiebigkeiteu | der Gemeindeausſchuß von R. in der A ee 55 Se i ; 
dieſer Naturalgiebigkeiten hat der Gemeindeausſchuß von R der i ckvergittung der fährlichen Ablöſuungsrente per 77 fl. 42 fr. in 


Sitzung vom 23. December 1884, bei welcher geltend gemacht wurde, 
daß weder die frühere, noch die dermalige Gemeindevertretung berechtigt 
ſei, abgelöſte Giebigkeiten ohne Genehmigung der höheren Inſtauz zu 
erueuern und daß in der Gemeindeausſchußſitzung vom 8. Mai 1873 
die Beſtimmung des 8 97 G. O. *) nicht beachtet worden fei, mit 
Majorität beſchloſſen, die Giebigkeit an Bier und Träbern dem Pfarrer 
abzunehmen. 

Der Buürgermeiſter von R. legte mit dem Berichte vom 31. De- 
cember 1884, Z. 1700, dieſen Gemeindeausſchußbeſchluß gemäß § 56 
G. O. der Bezirkshauptmannſchaft in P. zur Eutſcheidung vor, ob der 
Beſchluß vollzogen werden kann. 

Die Bezirkshauptmannſchaft in P. hat mit der Enutſcheidung vom 
16. Februar 1885, 3. 118, im Einvernehmen mit dem Bezirksausſchuſſe 
gemäß § 102 G. O. die Vollziehung des Gemeindeausſchußbeſchluſſes 
vom 23. December 1884 als offeubar geſetzwidrig unterſagt, „weil der 
dermalige Gemeindeausſchuß den bereits in Rechtskraft erwachſenen Be⸗ 
ſchluß des früheren Gemeindeausſchuſſes vom 8. Mai 1873, deſſen 
Genehmigung gemäß § 23 des böhmiſchen Landesgeſetzes vom 11. Mai 
1869, L. G. Bl. Nr. 87, durch die Bezirksvertretung im Sinne des 
$ 97 G. O. nicht erforderlich geweſen ift, aufzuheben nicht berechtigt 
mar.“ 

Im Statthaltereirecurſe machte der Gemeindeausſchuß von R. 
geltend, daß der dermalige Gemeindeausſchuß zur Aufhebung des früheren 
Gemeindebeſchluſſes vom 8. Mai 1873, deſſen Genehmigung durch die 
Bezirksvertretung nicht eingeholt wurde und welcher zum Nachtheile dieut, 
um ſo mehr berechtigt war, da die Gemeinde das Ablöſungscapital zahlen 
muß und die abgelöſten Giebigkeiten dennoch leiſten ſoll. 

Die Statthalterei hat mit der Entſcheidung vom 31. Jänner 1886, 
3. 68.183 nach vorherigem Einvernehmen mit dem Landes⸗ 
ausſchuſſe — unter Behebung der angefochtenen Entſcheidung erkannt, 
daß der Gemeindeausſchuß in R. durch den Beſchluß vom 23. De- 
cember 1884 nicht gegen beſtehende Geſetze verſtoßen hat, „weil der 


Die Citate aus der Gemeindeordnung beziehen ſich auf die Gemeinde⸗ 
ordnung für Böhmen. 


Beſchluß des Gemeindeausſchuſſes vom 8. Mai 1873 einem Geſetze nicht 


gleichgeſtellt werden kann. Es kann jedoch dem Pfarrer Adolph S. durch 


den Gemeindcausſchußbeſchluß vom 23. December 1884 ein denselben 
zuſtehendes Recht nicht genommen werden, vielmehr ſteht es demſelben 
frei, ſeine Rechte gegen die Gemeinde R. im Rechtswege geltend zu 
machen.“ 

Ju dem gegen dieſe Entſcheidung vom Pfarrer Adolph S. ein— 


gebrachten Miniſterialrecurſe wurde geltend gemacht, daß der Gemeinde⸗ 


beſchluß vom 8. Mai 1873 freilich nicht als Geſetz angeſehen werden 
könne, jedoch der ſpätere Gemeindebeſchluß gegen beſtehende Grundregeln 
des Rechtes und der Geſetze verſtoße, weil die Beſtimmung, daß die 
Naturalleiſtung ſo lange dauern ſolle, als Recurrent Pfarrer in R. ſein 
werde, einen Theil des rechtskräftigen Ablöſungserkenntuiſſes der Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft P. bilde, auf dem zwiſchen dem Recurrenten und der 
Gemeinde R. auf Grund des Gemeindebeſchluſſes vom 8. Mai 1873 
von der Grundentlaſtungsbehörde geſchloſſenen Vergleiche beruhe, ein 
ſolcher Vergleich nach der Miniſterialverordnung vom 9. Auguft 1850, 
R. G. Bl. Nr. 326, executionsfähig war und jenes Ablöſungserkenntniß 
durch einen Gemeindeausſchußbeſchluß nicht alterirt werden könne. Das 
Petit lautete, die Eutſcheidung der Statthalterei zu beheben und jene 
der Bezirkshauptmannſchaft zu beſtätigen. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat mit Erlaß vom 31. Mai 
1886 zur Z. 6476 diesfalls nachſtehend eutſchieden: 

„Das Miniſterium des Junern findet über den Miniſterialxecurs 
des Pfarrers Adolph S. die Statthaltereientſcheidung zu beheben und die 
Entſcheidung der Bezirkshauptmannſchaft wieder in Kraft zu ſetzen, und 
zwar aus folgenden Gründen: 

Nach Juhalt des rechtskräftigen Ablöſungserkenntniſſes der Bezirks— 
hauptmannſchaft in P. vom 30. November 1874, 3. 8964, wurde 
zwar die Verpflichtung des Gemeindebrauhauſes der Stadt R., dem 
Pfarrer in R. von jedem Biergebrän per 77 Eimer Guß 1 Eimer 
Bier und 1 Strich Träber unentgeltlich und ohne jede Gegenleiſtung zu 
verabfolgen, gegen Bezahlung eines Ablöſungscapitals per 1548 fl. 40 kr. 
abgelöſt, jedoch zugleich die Verbindlichkeit der Gemeinde R. aufrecht 
erhalten, dem dermaligen Pfarrer Adolph S., ſo lange er Pfarrer in R. 
ſein wird, die jährliche Faſſionsgiebigkeit au Bier und Träbern gegen 


natura ad personam zu leiſten. 

Der Gemeindeausſchuß von R. hat am 23. December 1884 den 
Beſchluß gefaßt, dem Pfarrer Adolph S. in R. die erwähnte Giebigkeit 
an Bier und Träbern zu entziehen. 

Durch jenen Beſchluß, welcher eine Aufhebung der der Gemeinde 
R. in dem Ablöſungserkeuntniſſe der Bezirkshauptmannſchaft in P. vom 
30. November 1874, 3. 8964, auferlegten Verbindlichkeit in ſich ſchließt, 
hat der Gemeindeausſchuß von R. ſeinen Wirkungskreis überſchritten und 
es war aus dieſem Grunde gemäß $ 102 G. O. die Vollziehung des 
erwähnten Gemeindebeſchluſſes zu unterſagen. 

Zugleich ift der Bezirkshauptmaunſchaft in P., welche ihre Ent- 
ſcheidung im Einvernehmen mit dem Bezirksausſchuſſe gefällt hat, zu 
bemerken, daß die Entſcheidungen im Grunde des § 102 G. O. von 
der politiſchen Behörde allein zu erlaſſen ſind.“ r. 


Zur Frage der Ungiltigkeit der ſogenannten ſiebeubürgiſchen 


Ehen. 

Am 24. Auguft 1862 wurde in Böhmen die A. mit dem B. 
verheiratet. Beide Theile waren katholiſch und öſterreichiſche Staats- 
bürger. Schon im Jahre 1866 hörte die eheliche Gemeinſchaft auf. 
Im Jahre 1869 wurde um die einverſtändliche Scheidung angeſucht, 
welche auch am 16. October 1869 bewilligt worden iſt. 

Im Jahre 1874 lernte die geſchiedene Frau den Arzt C. kennen; 
dieje Bekauntſchaft führte bald bei beiden zum Wunſche, fih zu hei- 
raten. In der Meinung, daß das Hinderniß ihrer Verheiratung mit 
Rückſicht auf die von der Frau früher eingegangene Ehe nur darin 
liege, daß ſie beide ſich zur katholiſchen Religion bekennen, haben beide 
Theile die katholiſche Kirche verlaſſen und ſind zur proteſtantiſchen Con⸗ 
feſſion Augsburger Bekenntniſſes übergetreten. In Folge eines ſpäteren 
Rathes, die Trauung in Klauſenburg zu erwirken, iſt die Frau, welche 


den Ausſpruch der Ermächtigung zur Wiederverehelichung bedurfte, 
ſpäter zum reformirten Bekenntniſſe übergetreten. Um ſich der Juris⸗ 


diction des geiſtlichen Ehegerichtes in Klauſenburg unterſtellen zu können, 


erbat die Frau die Entlafſung aus dem öſterreichiſchen Staatsverbande, 
welche ihr auch von der Bezirkshauptmannſchaft ertheilt ak und 
ſiedelte ſich in Klauſenburg an. Nachdem ſie in dieſer Stadt ſechs Wochen 
gelebt hatte, ertheilte ihr das geiſtliche Ehegericht in der außerordent⸗ 
lichen Sitzung vom 9. November 1874 die Ermächtigung zur Ein⸗ 
gehung einer neuen Ehe in Form eines Urtheiles, welches nach zwei 
Tagen von der Synode gleichfalls in einer außerordentlichen Sitzung 
beſtätigt wurde. Der Bräutigam C. wäre auch bereit geweſen, ſich all 
den ungariſchen Staatsverband aufnehmen zu laſſen, und unter te dies 
nur, weil ſeine geiſtlichen Rathgeber ihn übereinſtinmend berſicherten, 
daß ein ſolcher Schritt für ihn ganz überflüſſig fei, da es in Anſehung 
ſeiner ein zu beſeitigendes Hinderniß nicht gebe. Die Frau iſt aber noch 
vor der Trauung, welche am 29. Jänner 1875 in Klanſenburg ſtatt⸗ 
fand, in den ungariſchen Staatsverband aufgenommen worden. Die 
Vermälten ſchlugen in Oeſterreich ihren Wohnſitz auf. Am 5. März 
1883 langte beim Landesgerichte in Salzburg eine Note der dortigen 
k. k. Landesregierung ein, welche mit Berufung auf eine Mittheilung 
des fürſterzbiſchöflichen Ordinariats, die irrthümlich annimmt, daß der 
Arzt katholiſcher Religion fei, die Unterſuchung der Giltigkeit dieſer 
Verbindung anregt. Auf Grund der Ergebniſſe dieſer Unterſuchung 
wurde vom k. k. Landesgerichte zu Recht erkannt: 1. Die zwiſchen C. 
und der gerichtlich geſchiedenen A. am 29. Jänner 1875 in Klauſen— 
burg geſchloſſene Ehe werde im Geltungsgebiete des allgemeinen bürger⸗ 
lichen Geſetzbuches für ungiltig erklärt; 2. an der Ungiltigkeit dieſer 
Ehe falle keinem der beiden Theile ein Verſchulden zur Laſt: 3. w die 
Frage über die Ehelichfeit der aus dieſer Ehe entſproſſenen drei Kinder 
werde nicht eingegangen. 

In den Erkenntnißgründen wird u. A. geſagt: 

Die Rechtsgiltigkeit der zwiſchen dem B. und der A. am 
24. Auguſt 1862 nach katholiſchem Ritus eingegangenen Ehe steht 
außer Zweifel. Die Frage, um die es ſich im vorliegenden Falle han 


delt, iſt lediglich, ob die ſeitens der auswärtigen Behörde ausgeſprochene 


Auflöſung dieſes Ehebandes auch nach den Grundſätzen des a. b. G. B. 
und den hiezu nachträglich erfloſſenen Geſetzen rechtsgiltig erfolgen konnte, 
und ob C., als öſterreichiſcher Staatsbürger, aus dieſem Ansſpruche 
der Klauſenburger Synode für ſich Rechte abzuleiten vermag. Nach 
s 111 a. b. G. B. kann das Band einer giltigen Ehe zwiſchen 
katholiſchen Perſonen nur durch den Tod des einen Gatten getrennt 
werden, und gilt diefe Unanflöslichkeit des Ehebandes ſelbſt dann, wenn 
auch nur ein Theil ſchon zur Zeit der geſchloſſenen Ehe der katholiſchen 
Religion zugethan war. Dieſer auf dem Principe des Katholicismus 
beruhende Grundſatz macht keinen Unterſchied, ob die nach katholiſchem 
Ritus getranten Ehegatten Mitglieder der katholiſchen Kirche blieben, 
oder ob ſie nachträglich zu einer anderen Confeſſion übergetreten ſind, 
wie dies im § 57 des für die geiſtlichen Ehegerichte in Geltung ge. 
weſenen Patentes vom 8. October 1856, R. G. Bl. Nr, 185, aus 
drücklich ausgeſprochen war; es macht auch keinen Uuterſchied, ob der 
Ehegatte, der eine bereits katholiſch getraute Ehegattin heiratet, . 
oder Proteſtant iſt, ſondern dieſe durch das Geſetz vom 25. Mai 
1868, R. G. Bl. Nr. 47, wieder in Kraft getretene Geſetzesſtelle er 
klärt eine nach katholiſchem Ritus geſchloſſene Ehe mw als durch den 
Tod eines Ehegatten auflösbar. i À a 

Nach dem Stande der derzeitigen Geſetzgebung muß daher die 
zwiſchen C. und A. am 29. „Jänner 1875 geſchloſſeue Ehe im 
Geltungsgebiete des bürgerlichen Geſetzbuches für ungiltig erklärt werden. 
Bei dem Abſchluſſe dieſer ungiltigen Ehe kann jedoch keinem Theile ein 
Verſchulden zur Laſt gelegt werden, wenn berückſichtigt wird, daß all 
der Zeit, als die in Rede ſtehende Ehe geſchloſſen wurde, die öfter- 
reichiſche Judicatur über die Frage der Giltigkeit einer ſolchen Ehe 
auch nach dem a. b. G. B. ſchwankend war, und die Behauptung der 
Ehegatten, daß fie fih vor Abſchluß der Ehe bei nach ihrer Anficht 
competenten Perſönlichkeiten diesfalls Rath erholten, vollkommen glaub⸗ 
würdig erſcheint. In eine Entſcheidung darüber, ob die aus dieſer Ehe 
entſproſſenen Kinder als legitim anzuſehen find, kann, als keinen Gegen⸗ 
ſtand vorliegender Verhandlung bildend, nicht eingegangen werden. 

Das erſtrichterliche Erkenntniß wurde unter Abweiſung der da⸗ 
wider ergriffenen Appellation des Vertheidigers des Ehebaudes aus 
deſſen vollkommen zutreffenden Gründen beſtätigt. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof fand der dawider ergriffenen 
außerordentlichen Reviſionsbeſchwerde mit Entſcheidung vom 9. März 
1886, 3. 2570, keine Folge zu geben. 
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Gründe: Zur Prüfung der Giltigfeit der ehelichen Verbindung, 
welche C. und A. durch die am 29. Jänner 1875 in Klauſenburg 
erfolgte Trauung einzugehen beabſichtigten, ſind die öſterreichiſchen 
Gerichte zweifellos zuſtändig, da die Genannten ihren Wohnſitz in 
Oeſterreich haben und C. überdies öſterreichiſcher Staatsbürger iſt. Der 
Giltigkeit dieſer ehelichen Verbindung ſteht aber der Umſtand entgegen, 
daß die A. ſich bereits am 24. Auguſt 1862 mit dem B. vermält 
hat, welcher Hente noch am Leben ift. Das Band dieſer zwiſchen zwei 
Oeſterreichern in Oeſterreich geſchloſſenen Ehe, welche, da beide Theile 
zur Zeit der Trauung katholiſcher Religion waren, nur durch den Tod 
getrennt werden könnte, beſtand daher zur Zeit der in Klauſenburg 
vorgenommenen Trauung des C. mit der A. und beſteht auch jetzt noch 
fort, wenn auch die beiden Ehegatten ſeit dem Jahre 1869 gerichtlich 
geſchieden leben. Eine Auflöſung dieſes Ehebandes konnte durch den von 
dem geiſtlichen Ehegerichte in Klauſeuburg am 9. November 1874 
gefällten und am 11. November 1874 beſtätigten Ausſpruch nicht 
bewirkt werden. s 

Wenn anch von der Erörterung der Frage abgeſehen wird, ob 
dieſer Ausſpruch mit Rückſicht auf § 1 des ungariſchen Geſetzartikels 
NEVIL vom Jahre 1868 als ein richterliches Urtheil oder als eine 
kirchliche Verfügung zu würdigen ſei, ſo muß es doch als entſcheidend 
hervorgehoben werden, daß jener Ausſpruch ſich ſeinem Inhalte nach 
als eine der A. ertheilte Ermächtigung, keineswegs aber als eine über 
den Beſtand der zwiſchen dem B. und der A. geſchloſſenen Ehe gefällte 
Entſcheidung darſtellt. Zu einer ſolchen Entſcheidung wäre auch das 
Ehegericht in Klanfenburg weder nach den allgemeinen, imt internatio- 
nalen Verkehre anerkannten Grundſätzen, noch nach den $E 22 und 36 
der ungariſchen Civilproceßorduung zuſtändig geweſen, da das eheliche 
Verhältniß zwiſchen dem B. und der A. in Oeſterreich nicht nur be- 
gründet, ſondern auch bis zur einverſtändlichen Scheidung der Gatten 
feſtgeſetzt wurde und da B. feinen Wohnfitz in Oeſterreich hat. Die der 
A. ungeachtet des Fortbeſtandes dieſer Ehe von dem geiſtlichen Ehe— 
gerichte in Klanſenburg ertheilte Ermächtigung zur Eingehung einer 
neuen Ehe erſcheint, wenn auch die A. die Aufnahme unter die Stener- 
träger der Stadt Klauſenburg erwirkt, ſowie ihre Confeſſion gewechſelt 
hat, für die Beurtheilung der ehelichen Verbindung, welche ſie mit dem 
C. einzugehen beabſichtigte, auch abgeſehen davon völlig unentſcheidend, 
daß die Entlaſſung der A. aus dem öſterreichiſchem Staatsverbande 
und deren Aufnahme in den ungariſchen Staatsverband erſt nach der 
Ertheilung der erwähnten Ermächtigung erfolgt iſt. Dieſe Verbindung, 
durch welche die A. die Gattin eines in Oeſterreich domieilirenden 
Oeſterreichers werden wollte, ſollte nach der Intention beider Theile 
gegründet werden, um in Oeſterreich zu beſtehen. Im Widerſpruche mit 
einer grundſätzlichen Beſtimmung der Geſetzgebung dieſes Landes fonnte 
demnach die Verbindung wirkſam nicht zu Stande kommen. Beurtheilt 
man aber dieſe eheliche Verbindung nach der öſterreichiſchen Geſetzgebung, 
ſo kann es keinem Zweifel unterliegen, daß § 111 a. b. G. B. auf 
den vorliegenden Fall angewendet werden muß, da dieſe geſetzliche An— 
ordnung, deren grundſätzliche Uebereinſtimmung mit nachgefolgten Mus- 
ſprüchen der Geſetzgebung ſich der richterlichen Prüfung entzieht, zur 
Zeit noch in Wirkſamkeit beſteht. Deu Folgerungen, welche man glaubt 
im entgegengeſetzten Sinne aus Art. 14 des Staatsgrundgeſetzes über 
die allgemeinen Rechte der Staatsbürger, ſowie aus Art. 5 des Geſetzes 
vom 25. Mai 1868, R. G. Bl. Nr. 49, ableiten zu können, ſteht, 
abgeſehen davon, daß dieſe grundſätzlichen Beſtimmungen keine dispoſitive, 
dem Inhalte des $ 111 a. b. G. B. derogirende Anordnung enthalten, 
ſchon der Umſtand entgegen, daß. durch das gleichzeitige Geſetz vom 
25. Mai 1868, R. G. Bl. Nr. 47, das zweite Hauptſtück des a. b. 
G. B. wieder in ſeine frühere Wirkſamkeit eiugeſetzt wurde, ohne daß 
hiebei § 111 a. b. G. B. einer Aenderung unterzogen worden wäre, 
und daß ſpätere Anregungen, welche auf eine ſolche Aenderung abzielten, 
vergeblich blieben. 

Iſt man aber genöthigt, die Ehe zwiſchen dem B. und der A. 
als fortbeſtehend anzuerkennen, dann ſtellt fich der ehelichen Verbindung 
zwiſchen der A. und dem C. das im § 62 a. b. G. B bezeichnete 
Ehehinderniß entgegen. Dieſes Ehehinderniß, welches das Zuſtande⸗ 
kommen einer demſelben unterliegenden ehelichen Verbindung ausſchließt, 
kann nicht als eine der Handlungsfähigkeit geſetzte Beſchränkung ge⸗ 
würdigt, und daher je nach den perſönlichen und insbeſondere den 
ſtaatsbürgerlichen Verhältuniſſen jedes der beiden Theile verſchieden 
beurtheilt werden. Der Umſtand, daß die A. zur Zeit der in Klauſen⸗ 


burg vorgenommenen Trauung ungariſche Staatsbürgerin war, kaun 
demnach nicht hindern, in der zwiſchen der A. und dem B. beſtehenden 
Ehe ein die Giltigkeit der ehelichen Verbindung der A. mit dem C. 
ausſchließendes Hinderniß zu erkennen. In Folge deffen mußte die vom 
Vertheidiger des Ehebandes erhobene Beſchwerde, welcher nur unter 
den Vorausſetzungen des Hofdecretes vom 15. Februar 1833, J. G. S. 
Nr. 2593, hätte ſtattgegeben werden können, zurückgewieſen werden. 


Gelege und Verordnungen. 
1886. I. Semefter. 


Landesgeſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Herzogthum 
Steiermark. 


X. Stück. Ausgeg. am 13. März. — 16. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters in Steiermark vom 6. März 1886, betreffend die Allerhöchſt genehmigten 
Laudtagsbeſchlüſſe wegen Einhebung höherer Gemeindeumlagen in den Gemeinden 
Stadl und Radmer pro 1886. 


XI. Stück. Ausgeg. am 22. Marz. — 17. Kundmachung des k. k. Statt- 
halters in Steiermark vom 13. März 1886, betreffend die Allerhöchſt genehmigten 
Landtagsbeſchlüſſe vom 9. und 12. Jänner l. J. wegen Einhebung höherer 
Gemeindeumlagen in den Gemeinden Neudau und Pürgg für das Jahr 1886. 


XII. Stück. Ausgeg. am 5. April. — 18. Kundmachung des k. k. Statt- 
halters in Steiermark vom 17. März 1886, betreffend die Feſtſetzung der Ge- 
bühren für die Fahrten von den Bahnhöfen Fürſtenfeld, Söchau, Hatzendorf und 
Uebersbach zu den gleichnamigen Ortſchaften und zurück, ferner der Zeit, für 
welche die Tages, beziehungsweiſe Nachttaxe für Fahrten von und zu dem 
Bahnhofe in Judenburg in Anwendung zu kommen hat. — 19. Kundmachung 
des k. k. Statthalters in Steiermark vom 29. März 1886, betreffend die Feſt⸗ 
ſetzung der Gebühr für Fahrten vom Bahnhofe Weißenbach St. Gallen nach 
St. Gallen und zurück 20. Kundmachung des ke k. Statthalters in Steier- 
mark vom 30. März 1886, betreffend den Allerhöchſt genehmigten Landtags- 
beſchluß vom 19. December 1885 wegen Einhebung einer höheren Bezirksumlage 
im Bezirke Friedberg pro 1886. 

XIII. Stück. Ausgeg. am 13. April. 21. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters in Steiermark vom 8. April 1886, betreffend eine theilweiſe Aende⸗ 
rung in der Einrichtung des beſtehenden Hauptſchubes zwiſchen Bruck a. d. M. 
und St. Gallen. 


XIV. Stück. Ausgeg. am 15. Mai. — 22. Kundmachung der k. k. Statt- 
halterei in Steiermark im Einverſtändniſſe mit dem k. k. Oberlandesgerichte Graz vom 
5. Mai 1886, betreffend die Feſtſetzung einer neuen Ausziehordnung für die Landes⸗ 
hauptſtadt Graz und die dazu gehörigen Vorſtädte. — 23. Kundmachung des k. k. 
Statthalters in Steiermark vom 9. Mai 1886 über den Allerhöchſt genehmigten 
Beſchluß des Landtages, betreffend die Veräußerung von im Beſitze des Landes 
Steiermark befindlicher Papierrente zur Einlöſung der Invaſionsſchuld vom 
Jahre 1809. 

XV. Stück. Ausgeg. am 11. Juni. — 24. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters in Steiermark vom 29. Mai 1886, betreffend den Allerhöchſt genehmigten 
Landtagsbeſchluß wegen Umlegung der Gleisdorf-Friedberger Bezirksſtraße in der 
Bergſtrecke bei Großbeſendorf. — 25. Kundmachung des k. k. Statthalters in 
Steiermark vom 31. Mai 1886, betreffend die Feſtſetzung der Gebühr für 
Fahrten von der Bahnſtation Wuchern nach Mahrenburg oder zurück. 

XVI. Stück. Ausgeg. am 15. Juni. 26. Geſetz vom 2. Mai 1886, 
womit eine Winzerordnung für Steiermark erlaſſen wird. 

XVII. Stück. Ausgeg, am 19. Juni. 27. Kundmachung des ſteier⸗ 
märkiſchen Landesausſchuſſes vom 22. Mai 1886, womit die Durchführungs⸗ 
verordnung vom 17. Mai 1882, L. G. Bl. Nr. 26, zum Geſetze vom 9. Jän⸗ 


ner 1882, L. G. Bl. Nr. 14, betreffend die Hebung der Rindviehzucht, abge⸗ 
ändert wird. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den Miniſterialſecretär Dr. Theodor Haberer 
und den Poſtinſpector Dr. Alfred Freiherrn von Lilienau zu Sectionsräthen im 
Handelsminiſterium ernannt. 


Seine Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Oberfinanzrathes 
bekleideten Finanzrath in Klagenfurt Jofeph Ozlberger, dann den Finanzrath 
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und Finanz⸗Bezirksdirector in Feldkirch Johann Gerſtgraſſer zu Oberfinanz⸗ 
räthen der Finanz⸗Landesdirection in Innsbruck ernannt. 
Seine Majeſtät haben dem penſionirten Finanzwach⸗Obercommiſſär Con- 


ſtantin Ritter Stupuicki von Saturnus das goldene Verdienſtkreuz mit der 
Krone verliehen. 


Seine Majeſtät haben dem Archivsadjuncten im Reichs⸗Finanzminiſterium 
Emil Rätky von Salamonfa taxfrei den Titel eines kaiſerlichen Rathes und 
dem Archivsofficial in dieſem Miniſterium Franz Kreyezi das goldene Ver 
dienſtkreuz verliehen. 


g Seine Majeſtät haben den Joſeph Saiſſy in Cannes zum unbeſoldeten 
Viceconſul- daſelbſt ernannt. 


; Seine Majeſtät haben den Henry Racine in Mentone zum unbeſoldeten 
Viceconſul daſelbſt ernannt. 


Seine Majeſtät haben dem praktiſchen Arzte Dr. Franz Löw in Heiligen- 
ſtadt das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 
Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 


Bezirkscommiſſär Caſimir Grafen Dunin⸗Borkowski zum Bezirkshauptmanne 
in Galizien ernannt. 


5 Der Finanzminiſter hat den Steuer Oberinſpector Ferdinand Bauditſch 
in Trieſt zum Rechnungsrathe der Finanzdirection in Trieſt ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzcommiſſär Eduard Egger zum Finanz⸗ 
Obercommiſſär der niederöſterreichiſchen Finanz-Landesdirection ernannt, 


Erledigungen. 


Bezirkscommiſſärsſtelle, eventuell Statthaltereiconcipiſtenſtelle in der neunten, 
beziehungsweiſe zehnten Rangsclaſſe, bis 20. November. (Amtsbl. Nr. 253.) 
Evidenzhaltungselevenſtellen mit je 500 fl. Adjutum nach einjähriger 
unentgeltlicher Probedienſtleiſtung, bis Ende November. Amtsbl. Nr. 253.) 
8 Bauadjunctenſtelle in der zehnten Rangsclaſſe im Staatsbaudienſte für 
Niederöſterreich, bis Mitte December. (Amtsbl. Nr 255.) 


Zwei Bezirkscommiſſärsſtellen in Böhmen, bis 18. November. (Amtsbl. 
Nr. 255.) 


Bezirkshauptmannsſtelle in Böhmen, bis 18. November. (Amtsbl. Nr. 255.) 


Bautechnikerſtelle bei der k. k. Arſenalsbaudirection in Pola mit 1000 fl. 
Jahresgehalt, bis Mitte November. (Amtsbl. Nr. 255.) 


Rechnungsrevidentenſtellen in der neunten Rangsclaſſe, eventuell eine 
Rechnungsofficialsſtelle in der zehnten oder eine Rechnungsaſſiſtentenſtelle in der 
eilften Rangsclaſſe bei der niederöſterreichiſchen Finanz⸗Landesdirection, bis Mitte 
December. (Amtsbl. Nr. 256.) 

Kanzleiofficialsſtelle in der zehnten, eventuell eine Kanzliſtenſtelle in der 
eilften Rangsclaſſe bei den leitenden Finanzbehörden in Niederöſterreich, bis 
Mitte December. (Amtsbl. Nr. 256.) 

Drei Förſtersſtellen in der zehnten und mehrere Forſtafſiſteutenſtellen in 
der eilften Rangsclaſſe bei der Direction der Güter des Bukowinaer griechiſch— 
orientaliſchen Religionsfondes, bis Ende November. (Amtsbl. Nr. 256.) 
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